
Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

Drucksache 10/4042 

17.10.85 

Sachgebiet 611  

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Abschreibungsbedingungen 
für Wirtschaftsgebäude 

A. Zielsetzung 

Anpassung an die gewandelten Verhältnisse durch Erneue-
rung und Erweiterung des betrieblichen Anlagevermögens so-
wie Verstetigung der Bautätigkeit und damit der Beschäfti-
gungslage in der Bauwirtschaft. 

B. Lösung 

Dauerhafte Verbesserung der Abschreibungsbedingungen für 
Wirtschaftsgebäude, bei denen der Antrag auf Baugenehmi-
gung nach dem 31. März 1985 gestellt worden ist. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Steuermindereinnahmen belaufen sich im Erst-/Entste-
hungsjahr auf 1 Mrd. DM. Zu den Auswirkungen in den einzel-
nen Rechnungsjahren vgl. die Übersicht in der Begründung. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 	 Bonn, den 17. Oktober 1985 

14 (44) — 522 00 — Ste 142/85 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Abschreibungsbedingungen für Wirt-
schaftsgebäude mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die Beschluß-
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 554. Sitzung am 27. September 1985 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Abschreibungsbedingungen für 
Wirtschaftsgebäude 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 7 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Juni 1985 (BGBl. I 
S. 977, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1277), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefaßt: 

„(4) Bei Gebäuden sind abweichend von Ab-
satz 1 als Absetzung für Abnutzung die folgen-
den Beträge bis zur vollen Absetzung abzuzie-
hen: 

1. bei Gebäuden, die zu einem Betriebsvermö-
gen gehören und zu nicht mehr als 33 1 /3 vom 
Hundert Wohnzwecken dienen (Wirtschafts-
gebäude) und für die der Antrag auf Bauge-
nehmigung nach dem 31. März 1985 gestellt 
worden ist, jährlich 4 vom Hundert, 

2. bei Gebäuden, die die Voraussetzungen der 
Nummer 1 nicht erfüllen und die 

a) nach dem 31. Dezember 1924 fertiggestellt 
worden sind, jährlich 2 vom Hundert, 

b) vor dem 1. Januar 1925 fertiggestellt wor-
den sind, jährlich 2,5 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Be-
trägt die tatsächliche Nutzungsdauer eines Ge-
bäudes in den Fällen der Nummer 1 weniger als 
25 Jahre, in den Fällen der Nummer 2 Buchsta-
be a weniger als 50 Jahre, in den Fällen der 
Nummer 2 Buchstabe b weniger als 40 Jahre, so 
können an Stelle der Absetzungen nach Satz 1 
die der tatsächlichen Nutzungsdauer entspre-
chenden Absetzungen für Abnutzung vorgenom-
men werden. Absatz 1 letzter Satz bleibt unbe-
rührt. Bei Gebäuden im Sinne der Nummer 2 
rechtfertigt die für Gebäude im Sinne der Num-
mer 1 geltende Regelung weder die Anwendung 
des Absatzes 1 letzter Satz noch den Ansatz des 
niedrigeren Teilwerts (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2). 
(5) Bei im Inland belegenen Gebäuden, die 

vom Steuerpflichtigen hergestellt oder bis zum 
Ende des Jahres der Fertigstellung angeschafft 
worden sind, können abweichend von Absatz 4 
als Absetzung für Abnutzung die folgenden Be-
träge abgezogen werden: 

1. bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 
Nr. 1 

im Jahr der Fertigstellung 
oder Anschaffung 
und in den folgenden 
3 Jahren 	jeweils 10 vom Hundert, 

in den darauffolgenden 
3 Jahren 	jeweils 5 vom Hundert, 

in den darauffolgenden 
18 Jahren 	jeweils 2,5 vom Hundert 

2. bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 
Nr. 2 
im Jahr der Fertigstellung 
oder Anschaffung 
und in den folgenden 
7 Jahren 	jeweils 5 vom Hundert, 
in den darauffolgenden 
6 Jahren 	jeweils 2,5 vom Hundert, 
in den darauffolgenden 
36 Jahren 	jeweils 1,25 vom Hundert 

der Herstellungskosten oder der Anschaffungs-
kosten. Im Falle der Anschaffung ist Satz 1 nur 
anzuwenden, wenn der Hersteller für das veräu-
ßerte Gebäude weder Absetzungen für Abnut-
zung nach Satz 1 vorgenommen noch erhöhte 
Absetzungen oder Sonderabschreibungen in An-
spruch genommen hat." 

2. Dem Absatz 5 a wird folgender Satz angefügt: 

„Ist für die Bemessung der Absetzungen für Ab-
nutzung die Art der Nutzung des Gebäudes, der 
Eigentumswohnung oder der im Teileigentum 
stehenden Räume von Bedeutung, so ist die 
Nutzung des Gebäudes, der Eigentumswohnung 
oder der in Teileigentum stehenden Räume im 
ganzen maßgebend." 

Artikel 2 

Änderung des Berlinförderungsgesetzes 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Februar 1982 (BGBl. I 
S. 225), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 26. Juli 1985 (BGBl. I S. 1153), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 Nr. 2 werden die Worte „15 vom 
Hundert" durch die Worte „20 vom Hundert" 
ersetzt. 

b) In Satz 4 Nr. 2 werden die Worte „20 vom 
Hundert" durch die Worte „25 vom Hundert" 
ersetzt. 
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2. Dem § 31 wird folgender Absatz 19 angefügt: 

„(19) § 19 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 und Satz 4 Nr. 2 
sind erstmals auf Wirtschaftsgüter sowie auf 
Ausbauten, Erweiterungen und andere nach-
trägliche Herstellungsarbeiten anzuwenden, bei 
denen der Antrag auf Baugenehmigung nach 
dem 31. März 1985 gestellt worden ist. Soweit ein 
Antrag auf Baugenehmigung baurechtlich nicht 
erforderlich ist, tritt an dessen Stelle der Beginn 
der Bauarbeiten." 

Artikel 3 

Änderung des Zonenrandförderungsgesetzes 

§ 3 des Zonenrandförderungsgesetzes vom 5. Au-
gust 1971 (BGBl. I  S. 1237), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Dezember 1984 
(BGBl. I S. 1493), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Sonderabschreibungen, die auf Grund des Ab-
satzes 1 gewährt werden, dürfen bei bewegli-
chen und bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens insgesamt 50 vom Hun-
dert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
nicht übersteigen." 

2. In Absatz 6 werden nach Satz 1 folgende Sätze 
eingefügt: 

„Bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anla-
gevermögens, bei denen der Antrag auf Bauge-
nehmigung vor dem 1. April 1985 gestellt worden 
ist, dürfen die Sonderabschreibungen abwei-
chend von Absatz 2 Satz 1 insgesamt 40 vom 
Hundert der Herstellungskosten nicht überstei-
gen. Soweit ein Antrag auf Baugenehmigung 
baurechtlich nicht erforderlich ist, tritt an des-
sen Stelle der Beginn der Bauarbeiten." 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1985 in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf enthält Verbesserungen der 
steuerrechtlichen Abschreibungsbedingungen für 
Wirtschaftsgebäude. Der tiefgehende Wandel der 
Wirtschaft verlangt eine rasche Anpassung an die 
gewandelten Verhältnisse durch Erneuerung und 
Erweiterung des betrieblichen Anlagevermögens. 
Dieser Vorgang ist durch auf Dauer angelegte Maß-
nahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen der Wirtschaft zu unterstützen und zu beschleu-
nigen. 

Die verbesserten Abschreibungsbedingungen sollen 
zu günstigeren Rahmenbedingungen für Investitio-
nen in neue Wirtschaftsgebäude führen. Zugleich 
ist damit die Absicht verbunden, in der gegenwärti-
gen Wirtschaftsphase zur Verstetigung der Bautä-
tigkeit und damit der Beschäftigungslage der Bau-
wirtschaft beizutragen. 

Die Verbesserungen gelten für alle Gebäude, die zu 
einem Betriebsvermögen gehören und zu nicht 
mehr als 33 1 /3 vom Hundert Wohnzwecken dienen 
(Wirtschaftsgebäude) und für die der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 31. März 1985 gestellt 
worden ist. Für diese Gebäude wird der Abschrei-
bungszeitraum von 50 auf 25 Jahre verkürzt, so daß 
für diese Gebäude die linearen Absetzungen für Ab-
nutzung (MA) grundsätzlich jährlich 4 vom Hun-
dert statt bisher 2 vom Hundert der Herstellungsko-
sten oder Anschaffungskosten des Gebäudes betra-
gen. 

Für Wirtschaftsgebäude, für die der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 31. März 1985 gestellt 
worden ist, wird gleichzeitig die Möglichkeit zur 
Inanspruchnahme von degressiven Abschreibun-
gen verbessert. Die AfA-Staffel wird auf den Ab-
schreibungszeitraum von 25 Jahren umgestellt und 
die Abschreibungssätze werden insbesondere in 
den Anfangsjahren stark angehoben. 

Die verbesserten Abschreibungsbedingungen gel

-

ten der wirtschaftlichen Zielsetzung des Gesetzent

-

wurfs entsprechend nur für neue Wirtschaftsgebäu-
de. Ziel ist es, die Rahmenbedingungen für zukünf-
tige Wirtschaftsgebäudeinvestitionen zu verbessern 
und damit die Investitionsdynamik für die Zukunft 
zu beeinflussen. Abschreibungsverbesserungen für 
Altbauten könnten die erstrebte Wirkung nicht ent-
falten. Eine Einbeziehung auch des Altbestandes 
würde infolge zusätzlicher hoher Steuerminderein-
nahmen über erneut steigende Haushaltslücken 
wachstums- und beschäftigungspolitisch eher das 
Gegenteil der angestrebten Belebung der Wirt-
schaft bewirken. 

Die dargelegten Gründe rechtfertigen nach Auffas-
sung der Bundesregierung die vorgesehene Neure-
gelung der Abschreibungsbedingungen. Der Gesetz-
geber hat nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts bei auch wirtschaftsfördernden 
Maßnahmen einen weiten Entscheidungsspiel-
raum. 

Im Zusammenhang mit der Verbesserung der allge-
meinen Abschreibungsbedingungen für Wirt-
schaftsgebäude sollen zugunsten des Präferenzvor-
sprungs des Zonenrandgebiets und Berlins Anpas-
sungen im Zonenrandförderungsgesetz und im Ber-
linförderungsgesetz vorgenommen werden. 

II. Finanzielle Auswirkungen 

Vergleiche im einzelnen die folgende Tabelle. 

Die vorgesehenen Regelungen führen im Einzelfall 
zu einer spürbaren steuerlichen Entlastung. Es 
wird erwartet, daß dies zu einer Steigerung der 
Baunachfrage führt, die Einzelpreissteigerungen 
zur Folge haben kann, die sich im einzelnen nicht 
quantifizieren lassen. Kurzfristig sind aber davon 
keine erheblichen Auswirkungen auf das Preisni-
veau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu 
erwarten. 
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Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs zur Verbesserung 

— in Mio. DM — 

Steuermehr- ( + ) / Steuermindereinnahmen ( - ) in Mio. DM 

Entstehungsjahr 1 ) Rechnungsjahre 2 ) 

Lfd. 
Nr. Maßnahme Steuer

-

art 
ins

-

gesamt 

davon: 
1986 

ins

-

gesamt 

davon: 

Bund Landa3) Ge

-

meinde  Bund Landa3) Ge

-

meinde 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

1 Verkürzung der Ab- 
schreibungsdauer für 
Betriebsgebäude, die 
nicht oder zu höch- 
stens einem Drittel 
Wohnzwecken dienen, GewSt – 270 – 20 – 40 – 210 –100 – 8 – 15 – 77 
von 50 Jahren auf ESt – 300 –127 –131 – 42 –185 – 78 – 81 – 26 
25 Jahre 4 ) KSt – 330 –165 –165 — – 500 – 250 – 250 — 

zus. – 900 – 312 – 336 – 252 – 785 – 336 – 346 –103 

2 Anhebung der Son- 
derabschreibungen 
nach § 3 ZRFG für 
unbewegliche Wirt- GewSt – 	25 – 	2 – 4 – 19 – 10 – 	1 – 	1 – 	8 
schaftsgüter von ESt – 	25 – 11 – 11 – 	3 – 10 – 	4 – 	5 – 	1 
40 v. H. auf 50 v. H. 4) KSt – 	30 – 15 – 15 — – 20 – 10 – 10 — 

zus. – 	80 – 28 – 30 – 22 – 40 – 15 – 16 – 	9 

3 Anhebung der Inve- 
stitionszulage nach 
§ 19 BerlinFG auf un- 
bewegliche Wirt- 
schaftsgüter von 
15 v. H. auf 20 v. H. bei 
FuE-Gebäuden von 
20 v. H. auf 25 v. H. 4) I-Zul. – 	20 – 	9 – 10 – 	1 – 10 – 	5 – 	5 — 

zusammen 	 –1000 – 349 – 376 – 275 – 835 – 356 – 367 –112 

1) In den ersten zwölf Monaten voller Wirksamkeit der Rechtsänderung entstehende Steuermehr- bzw. Steuerminder-
einnahmen 

2) Kassenmäßiges Aufkommen 
3) Gemeindesteuern der Stadtstaaten dem Ländersteueraufkommen zugerechnet 
4) Antrag auf Baugenehmigung nach dem 31. März 1985 

III. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 7 Abs. 4 und 5) 

Absatz 4 enthält in Satz 1 Nr. 1 die Abgrenzung der 
Gebäude, für die die Neuregelung gilt. Die Gebäude 
müssen zu einem Betriebsvermögen gehören. Bei 
Gebäuden, die zwar betrieblich genutzt werden, 
beim Steuerpflichtigen aber zum Privatvermögen 
gehören, können die für Wirtschaftsgebäude gelten-
den verbesserten Abschreibungsbedingungen nicht 
in Anspruch genommen werden. Dadurch soll die 
Erlangung ungerechtfertigter steuerlicher Vorteile 
vermieden werden. Für Wirtschaftsgebäude, für die 

der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 
31. März 1985 gestellt worden ist, wird der Abschrei-
bungszeitraum auf 25 Jahre verkürzt. Satz 1 Nr. 1 
sieht dementsprechend vor, daß die linearen Abset-
zungen für Abnutzung jährlich 4 vom Hundert der 
Herstellungs- oder Anschaffungskosten betragen. 

Für Gebäude, die nicht zu einem Betriebsvermögen 
gehören, zu mehr als einem Drittel Wohnzwecken 
dienen oder für die der Antrag auf Baugenehmi-
gung vor dem 1. April 1985 gestellt worden ist, ver-
bleibt es nach Satz 1 Nr. 2 bei der bisher geltenden 
typisierten Nutzungsdauer von 50 Jahren, soweit 
das Gebäude nach dem 31. Dezember 1924 fertigge-
stellt worden ist, und der bisher geltenden typisier-
ten Nutzungsdauer von 40 Jahren, soweit das Ge- 
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der Abschreibungsbedingungen für Wirtschaftsgebäude 

Steuermehr- (+) / Steuermindereinnahmen (— ) in Mio. DM 

Rechnungsjahre 2 ) 

1987 1988 1989 

davon: davon: davon: 
ins

-

gesamt 
ins

-

gesamt 
ins

-

gesamt Bund  Land3) Ge

-

meinde Bund  Land3) Ge

-

meinde Bund  Land3) Ge

-

meinde 

12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 

– 510 – 38 – 76 – 396 –1080 – 	81 – 	161 – 838 –1180 – 	89 – 	176 – 915 
– 750 – 319 – 327 –104 –1200 – 	510 – 523 – 	167 –1250 – 	531 – 545 – 	174 
– 900 – 450 – 450 — –1320 – 660 – 600 — –1350 – 675 – 675 — 

– 2160 – 807 – 853 – 500 – 3 600 –1251 –1344 –1005 – 3 780 –1295 –1 396 –1 089 

– 	25 – 	2 – 	4 – 19 – 	25 – 	2 – 	4 – 	19 – 	25 – 	2 – 	4 – 	19 
– 	25 – 11 – 11 – 	3 – 	25 – 	11 – 	11 – 	3 – 	25 – 	11 – 	11 – 	3 
– 	30 – 15 – 15 — – 	30 – 	15 – 	15 — – 	30 – 	15 – 	15 — 

– 	80 – 28 – 30 – 22 – 	80 – 	28 – 	30 – 	22 – 	80 – 	28 – 	30 – 	22 

– 	20 – 	9 – 10 – 	1 – 	20 – 	9 – 	10 – 	1 – 	20 – 	9 – 	10 – 	1 

– 2 260 – 844 – 893 – 523 – 3 700 –1288 –1384 –1028 – 3 880 –1332 –1436 –1112 

bäude vor dem 1. Januar 1925 fertiggestellt worden 
ist. Satz 2 bestimmt in Anlehnung an die bisherige 
gesetzliche Regelung, daß jeweils die der tatsächli-
chen Nutzungsdauer eines Gebäudes entsprechen-
den Absetzungen für Abnutzung vorgenommen 
werden können, wenn im Einzelfall von einer kür-
zeren betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer auszu-
gehen ist. 

Absetzungen für außergewöhnliche technische oder 
wirtschaftliche Abnutzung sind nach Satz 3 wie bis-
her zulässig. In Satz 4 wird klargestellt, daß für Ge-
bäude, die die Voraussetzungen für ein Wirtschafts-
gebäude nicht erfüllen, oder die Wirtschaftsgebäude 
sind, für die der Antrag auf Baugenehmigung vor 
dem 1. April 1985 gestellt worden ist, die gesetzliche 
Neuregelung für Wirtschaftsgebäude — für sich ge-
nommen — weder Absetzungen für außergewöhnli-
che technische oder wirtschaftliche Abnutzung 
noch den Ansatz eines niedrigeren Teilwerts (§ 6 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG) rechtfertigt. 

Absatz 5 Satz 1 bestimmt wie bisher, daß die de-
gressiven Absetzungen für Abnutzung nur vom 
Bauherrn oder demjenigen in Anspruch genommen 
werden können, der das Gebäude im Jahr der Fer-
tigstellung erwirbt. Für die in die gesetzliche Neure-
gelung einbezogenen Wirtschaftsgebäude ist in Ab-
satz 5 Satz 1 Nr. 1 eine neue, auf den Abschrei-
bungszeitraum von 25 Jahren umgestellte AfA-Staf-
fel vorgesehen. Die Abschreibungssätze sollen im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Zielsetzung der ge-
setzlichen Neuregelung insbesondere im Jahr der 
Fertigstellung oder Anschaffung und in den folgen-
den drei Jahren wesentlich verbessert und jeweils 
um 5 vom Hundert auf 10 vom Hundert der Herstel-
lungs- oder Anschaffungskosten angehoben wer-
den. 

Für Gebäude, die nicht zu einem Betriebsvermögen 
gehören, die zu mehr als einem Drittel Wohnzwek-
ken dienen oder für die der Antrag auf Baugeneh-
migung vor dem 1. April 1985 gestellt worden ist, 
verbleibt es nach Satz 1 Nr. 2 bei der bisherigen 
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AfA-Staffel. Absatz 5 Satz 2 entspricht der bisher 
geltenden Fassung. 

Zu Nummer 2 (§ 7 Abs. 5 a EStG) 

Der neue Satz 2 in Absatz 5 a stellt sicher, daß für 
die Entscheidung, ob ein Gebäude zu nicht mehr als 
einem Drittel Wohnzwecken dient, die Nutzung des 
Gebäudes als Ganzes maßgebend ist. Damit soll 
vermieden werden, daß bei jedem teils zu betriebli-
chen, teils zu Wohnzwecken genutzten Gebäude für 
die einzelnen Gebäudeteile, die wegen des verschie-
denen Nutzungs- und Funktionszusammenhangs 
unterschiedliche unbewegliche Wirtschaftsgüter 
sind (vgl. BFH-Beschluß vom 26. November 1973 — 
BStBl 1973 II  S. 132), unterschiedliche Nutzungs-
dauern und Abschreibungsbedingungen gelten. Au-
ßerdem wird klargestellt, daß bei der entsprechen-
den Anwendung der Absätze 4 und 5 auf Eigen-
tumswohnungen und auf in Teileigentum nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz stehenden Räumen 
auch insoweit die jeweilige rechtliche Einheit als 
Ganzes maßgebend ist, als für die Bemessung der 
Absetzungen für Abnutzung die Art der Nutzung 
des Sondereigentums von Bedeutung ist. 

Zu Artikel 2 (Berlinförderungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 19 Abs. 1) 

Durch die Änderung des Absatzes 1 wird der bei 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern sowie bei Aus-
bauten, Erweiterungen und anderen nachträglichen 
Herstellungsarbeiten derzeit geltende Investitions-
zulagensatz von 15 v. H. auf 20 v. H., im Bereich der 
Forschung und Entwicklung von 20 v. H. auf 25 v. H 
der Herstellungskosten angehoben. Die Änderung 
dient der Wahrung des zum Ausgleich von Nachtei-
len eingeführten Präferenzvorsprungs, den Berlin 
gegenüber dem übrigen Bundesgebiet hat. Die Bun-
desregierung ist der Auffassung, daß durch eine Er

-

höhung des Investitionszulagensatzes ein wir-
kungsvollerer Ausgleich zu den allgemeinen Ver-
besserungen der Abschreibungsbedingungen für 
Wirtschaftsgebäude (vgl. Artikel 1 Nr. 1) geschaffen 
wird als durch eine Anhebung der ohnehin schon 
hohen Abschreibungsmöglichkeiten nach § 14 Ber-
linFG. 

Zu Nummer 2 (§ 31 Abs. 19) 

Die Ergänzung des § 31 sieht vor, daß die erhöhten 
Investitionszulagensätze — wie die verbesserten 
Abschreibungssätze für Wirtschaftsgebäude — 
grundsätzlich bei solchen Gebäuden wirksam wer-
den, bei denen der Antrag auf Baugenehmigung 
nach dem 31. März 1985 gestellt worden ist. 

Zu Artikel 3 (Zonenrandförderungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 2) 

Durch die Änderung des Absatzes 2 wird der bei 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern zulässige Ab-
schreibungssatz von 40 v. H. auf 50 v. H. angehoben. 
Die Anhebung dient der Wahrung eines angemesse-
nen Präferenzvorsprungs des Zonenrandgebiets ge-
genüber dem übrigen Bundesgebiet. 

Zu Nummer 2 (§ 3 Abs. 6) 

Die Begründung zu Artikel 2 Nr. 2 gilt entspre-
chend. 

Zu Artikel 4 (Berlin-Klausel) 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Der Artikel bestimmt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Artikel 1 (Änderung des 
Einkommensteuergesetzes) 

1. Artikel 1 Nr. 1 (§ 7 Abs. 4 und 5 EStG) und 
Nr. 2 (§ 7 Abs. 5 a EStG) 

Der Bundesrat schlägt vor, Artikel 1 Nr. 1 im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
dahin gehend zu ändern, daß nach § 7 Abs. 4 
Nr. 1 EStG zu einem Betriebsvermögen gehö-
rende Gebäude begünstigt werden, soweit sie 
nicht Wohnzwecken dienen. Das bedeutet, daß 
eigenen und fremden Wohnzwecken dienende 
Gebäuteteile, die nach Abschnitt 13b EStR als 
selbständige Wirtschaftsgüter anzusehen sind, 
von der Begünstigung ausgeschlossen werden, 
und zwar unabhängig von der Frage, ob es sich 
bei diesen Wirtschaftsgütern um notwendiges 
Betriebsvermögen (z. B. Werkswohnungen) oder 
um gewillkürtes Betriebsvermögen (Abschnitt 
14 Abs. 3 und 4 EStR 1984) handelt. Als Folge 
davon wäre in Artikel 1 Nummer 2 zu streichen. 

2. Artikel 1 nach Nummer 2 (§ 52 EStG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 

ob die erstmalige Anwendung der verbesserten 
Abschreibungsbedingungen durch eine Ergän-
zung des § 52 sicherzustellen ist. 

Begründung 

Die Neuregelung soll für alle Gebäude gelten, 
für die der Antrag auf Baugenehmigung nach 
dem 31. März 1985 gestellt worden ist. Damit ist 
aber nicht sichergestellt, daß die verbesserten 
Abschreibungen bereits für den Veranlagungs-
zeitraum 1985 in Anspruch genommen werden 
können. Denn mangels einer ausdrücklichen An-
wendungsbestimmung bleibt § 52 Abs. 1 EStG 
maßgebend; danach kämen die verbesserten Ab-
schreibungen erstmals für das Jahr 1986 in Be-
tracht. 

Artikel 5 des Gesetzentwurfs bestimmt lediglich, 
daß das Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1985 
in Kraft tritt, enthält aber ebenfalls keine Aus-
sage über den Veranlagungszeitraum der erst-
maligen Anwendung. 

Es sollte daher gesetzlich ausdrücklich klarge-
stellt werden, daß die erstmalige Anwendung be-
reits für den Veranlagungszeitraum 1985 mög-
lich ist. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 1 und 2) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen des Gesetzentwurfs zu. Sie wird im 
Verlauf des weiteren Gesetzgebungsverfahrens ent-
sprechende Formulierungen vorlegen. 

Zu Zummer 2 (Artikel 1 nach Nummer 2) 

Die Bundesregierung wird der Prüfungsbitte ent-
sprechen. 






